
tergesetzes entziehen müssen. Ich glaube das vor allen auch vor 
dem Hintergrund, da hier eine besondere Verantwortung vor 
den entsprechenden parlamentarischen Gremien der Volkskam­
mer steht. Ich erinnere nur an das Problem, das sich in der Bun­
desrepublik in gerade diesem Bereich der Justiz nach 1945 aufge­
tan hat. Ich glaube, wir sollten Möglichkeiten suchen, diesen 
Zeitdruck abzubauen.

Wie verhält es sich nun tatsächlich mit der Legislaturperiode 
von Schöffen und Richtern in unserem Land? Tatsächlich ver­
hält es sich so, daß die Richter und Schöffen an den Kreisgerich­
ten mit der erfolgten Kommunalwahl ihre Wahlperiode am 6. Au­
gust 1990 beenden würden. Bis zum 5. August müßte die Wahl, so 
wäre dem Staatssekretär zuzustimmen, tatsächlich erfolgt sein.

Erheblich dringlicher ist die Situation jedoch beim Obersten Ge­
richt. Beim Obersten Gericht sieht die Situation dergestalt aus, daß 
hier die Volkskammerwahl als letztmöglichen Wahltermin den 17. 
Juni 1990 vorschreibt. Gleiches gilt nicht nur für die Richter, glei­
ches gilt auch für die Schöffen am Obersten Gericht, und gleiches 
gilt ebenfalls für die Militärrichter an den Militärgerichten, an den 
Militärobergerichten und für die Militärrichter am Militärkolle­
gium des Obersten Gerichts der DDR. Das ist die Situation.

Ich glaube, wir sollten in unserem eigenen Interesse vor diesem 
Hintergrund der Beschlußvorlage zustimmen. Der Beschluß ver­
mag zweierlei. Zum ersten schafft er uns Raum, das Richtergesetz 
in der dafür notwendigen Sensibilität behandeln zu können. Die 
sozialdemokratische Fraktion hat hier unter anderem allein 14 Än­
derungswünsche angemeldet. Ich weiß, daß es in anderen Fraktio­
nen nicht anders ist. Eine Behandlung dieser Sache abschließend 
bis nächste Woche halte ich persönlich für ausgeschlossen.

Und zum zweiten vermag der Beschluß, der Ihnen vorliegt, ein 
drohendes Rechtsprechungsvakuum in der DDR zu beheben, hier 
Sicherheit zu schaffen. Ich bitte Sie deshalb, diesem Beschluß zu­
zustimmen und ihn an den Rechtsausschuß zu überweisen.

(Beifall bei den Koalitionsparteien)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich denke, der Sachverhalt 
ist damit klar. Das Präsidium der Volkskammer empfiehlt dem 
Plenum, nach dem Antrag der Fraktion der SPD zu verfahren 
und diesen Antrag an den Rechtsausschuß zu überweisen. Wer 
damit einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge­
genstimmen? - Keine. Stimmenthaltungen? - Eine. Damit haben 
wir auch den letzten Punkt der Tagesordnung absolviert. Da ist 
eine Wortmeldung. Bitte, Herr Abgeordneter.

Prof. Dr. Heuer (PDS):

Ich bitte um das Wort zu einer persönlichen Erklärung.

(Dr. Ullmann: Bitte, Sie haben das Wort.)

Im Zusammenhang mit den Ereignissen am letzten Freitag 
habe ich einen Brief an das Präsidium der Volkskammer und an 
die Frau Präsidentin geschrieben, den ich hier zur Verlesung 
bringen möchte.

„In der Volkskammertagung vom 1. Juni 1990 warf der Abge­
ordnete Dr. Häfner, CDU/DA, mir vor, am 31. 5. 1990 Provoka­
teure und Straftäter im Haus der Volkskammer umarmt und 
beglückwünscht zu haben. Am selben Tage verlas der Abge­
ordnete Dr. Krüger, CDU/DA, eine Erklärung seiner Fraktion, 
in der mir abermals vorgeworfen wurde, ich hätte mich über­
aus herzlich bei Provokateuren bedankt. Nichts davon ent­
spricht den Tatsachen. Ich sehe in diesem Versuch, mich mit 
angeblichen Provokationen und Straftaten in Verbindung zu 
bringen, eine Verleumdung, die mich als Juristen und stellver­

tretenden Vorsitzenden des Rechtsausschusses der Volks­
kammer besonders stark verletzt. Ein derartiges Vorgehen ist 
dazu angetan, die notwendige sachliche Atmosphäre in der Ar­
beit des Parlaments zu untergraben und zu vergiften.“

Ich hatte in meinem Schreiben abschließend das Präsidium 
dringend darum gebeten, diese Erklärung unverzüglich zu rü­
gen und auf ihre Rücknahme zu drängen. Mir ist gesagt worden, 
daß es Zeugen für die behaupteten Tatsachen gebe. Ich möchte 
es mir versagen, die Sammlung von Zeugenaussagen für das 
Verhalten von Abgeordneten im Gebäude der Volkskammer zu 
qualifizieren. Ich bitte darum, mir diese Aussage zu übermitteln 
und, falls der Wahrheitsbeweis nicht angetreten werden kann, 
eine ausdrückliche Richtigstellung in der Kammer vorzuneh­
men. - Danke schön.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Danke schön. - Ich denke, wenn es Erklärungen in dieser Kam­
mer gibt, gibt es auch das Recht zu Gegenerklärungen. Lassen 
Sie mich aber die Gelegenheit nutzen, meine Damen und Her­
ren, den Wunsch auszusprechen, es möchte uns allen miteinan­
der gelingen, in der künftigen Arbeit eine Atmosphäre zu errei­
chen, die Erklärungen und Gegenerklärungen überflüssig 
macht.

(Beifall)

Ich schließe die Verhandlung des heutigen Tages, indem ich 
noch -

(Zwischenruf: Eine Wortmeldung.)

Eine Wortmeldung, ja bitte.

Dr. Koch (CDU/DA):

Ich muß unbedingt etwas darauf sagen, weil ich und ein weite­
res Mitglied unserer Fraktion etwa anderthalb Meter neben Ih­
nen gestanden haben, als Sie sich bei den jungen Leuten bedankt 
haben Herr Dr. Heuer.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ullmann:

Ich möchte jetzt noch darauf hinweisen ...

(Prof. Dr. Heuer, PDS: Darf ich noch eine Frage stellen?)

Ich denke, Herr Abgeordneter, es ist besser, wenn wir die Ve 
handlung in dieser Sache abschließen.

(Beifall)

Das Tagungsmaterial für die morgige Sitzung finden Sie 
Sie sehen, die Ereignisse überrollen auch mich. Die Ansage, die 
ich machen wollte, wäre unrichtig geworden. Also muß sie unter­
bleiben. Ich kann Ihnen also kein Material in die Hand geben. 
Wir haben es noch nicht.

(Zuruf: für die morgige Verhandlung?)

Ja. Das zeigt die Schwierigkeiten, mit denen wir zu ringen ha­
ben. Ich denke, meine Damen und Herren, jetzt wäre es leicht, zu 
schimpfen. Besser wäre es, wir behalten den Humor und bleiben 
an den Sachen dran. Wir sehen uns morgen, am Freitag, dem 8. 
Juni, um 9.00 Uhr, zur 12. Tagung. Wir werden sehen, was dann 
vorliegt.
Die 11. Tagung ist beendet.

Ende: 17.25 Uhr
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